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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Vor dem Hintergrund der 2010 durch die Stimmbürgerschaft angenommenen 4.
Revision des Arbeitslosenversicherungsgesetzes und des immer noch hohen Defizits
der Arbeitslosenversicherungskasse überwiesen die Räte im Berichtsjahr eine Motion
der Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des Nationalrats, welche eine
raschere Sanierung der Arbeitslosenversicherung durch Ausdehnung des
Solidaritätsprozents auch auf Jahreseinkommen über 315‘000 Franken anstrebt. Eine
Minderheit Rime (svp, FR) hatte sich für eine Ablehnung der Motion eingesetzt, mit dem
Argument, sie widerspreche dem in der Abstimmung ausgedrückten Volkswillen. Einer
im Nationalrat parallel behandelten parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber (gp, ZH)
(Pa. Iv. 10.491), die eine Deplafonierung der Lohnbeiträge forderte, wurde dagegen
keine Folge gegeben. 1

MOTION
DATUM: 13.03.2012
FLAVIA CARONI

Eineinhalb Monate nach Anpassung der Regeln zur Kurzarbeitsentschädigung an die
Corona-Krise reichte Maya Graf (gp, BL) eine Motion ein, gemäss der die
Kurzarbeitsentschädigung für Einkommen bis CHF 4'000 während der Corona-
Pandemie 100 Prozent des Monatslohns, statt wie bis anhin 80 Prozent, betragen soll.
Haushalte mit tiefen, nicht existenzsichernden Einkommen seien besonders stark von
der Krise betroffen und man müsse verhindern, dass diese Personen unter das
Existenzminimum gerieten und «in die Sozialhilfe gedrängt» würden. Ähnliche
Motionen hatten zuvor auch Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH; Mo. 20.3364) und Cédric
Wermuth (sp, AG; Mo. 20.3192) eingereicht.
Der Bundesrat erwiderte in seiner Stellungnahme, dass das Ziel der KAE eben nicht in
der Existenzsicherung der Arbeitnehmenden, sondern in der Verhinderung einer
Ganzarbeitslosigkeit liege. Die vorgeschlagene Ausdehnung der KAE würde die
entsprechenden Ausgaben um schätzungsweise 3 Prozent erhöhen. Der Bundesrat
habe der ausserordentlichen Situation aber Rechnung getragen, indem im Moment die
Einkünfte aus Zwischenbeschäftigungen während dem KAE-Bezug bei der
Kurzarbeitsentschädigung nicht mehr abgezogen würden, wodurch Betroffene ihr
Einkommen über ihren bisherigen Lohn hinaus aufbessern könnten. 
In der Herbstsession 2020 wies der Ständerat die Motion der SGK-SR zur
Vorbehandlung zu. Dabei könne man überprüfen, ob die Zuweisung der Personen an die
Sozialhilfe gleich teuer komme wie die Erhöhung der KAE für tiefere Einkommen,
argumentierte Charles Juillard (cvp, JU), der die Überweisung an die Kommission
beantragt hatte. 2

MOTION
DATUM: 24.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Als im Jahr 2020 die Anzahl Kurzarbeitsbeziehende aufgrund der Covid-19-Pandemie
plötzlich massiv angestiegen war, beantragte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) in einer
Motion eine Erhöhung der Kurzarbeitsentschädigung für Brutto-Einkommen bis CHF
4000 auf 100 Prozent des Lohnes. Damit solle verhindert werden, dass Haushalte mit
kleinen Einkommen aufgrund von Kurzarbeit unter das Existenzminimum sinken und in
die Sozialhilfe gedrängt würden. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, zumal das «Ziel der
Kurzarbeitsentschädigung [...] nicht die Existenzsicherung der Arbeitnehmenden»,
sondern eine Verhinderung der Ganzarbeitslosigkeit darstelle. Zudem würden die
Kosten der KAE dadurch um 3 Prozent ansteigen. 
In der Frühjahrssession 2022 zog die Motionärin ihren Vorstoss zurück  – er war bis zu
diesem Zeitpunkt nicht behandelt worden. In der Zwischenzeit hatte das Parlament
aber im Rahmen der ersten Revision des Covid-19-Gesetzes eine ähnliche, temporäre
Regelung erlassen und diese anschliessend zweimal bis Ende 2021 verlängert. 3

MOTION
DATUM: 11.05.2022
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2012, S. 390 ff.; AB SR, 2012, S. 882 f.; AB NR, 2012, S. 390 ff.
2) AB SR, 2020, S. 1043
3) AB NR, 2022, S. 775; Mo. 20.3364
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